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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-2690/08
von Jean-Pierre Audy (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: Unabhängige Kontrolleinrichtung für die Europäische Investitionsbank (EIB)

In seiner Entschließung zur Tätigkeit der Europäischen Investitionsbank (EIB) (P6_TA(2008)0132), 
die am Dienstag, 22. April 2008, mit einer sehr breiten Mehrheit angenommen wurde, fordert das 
Europäische Parlament (Ziffer 9) „eine unabhängige Kontrolleinrichtung“ und regt an (Ziffer 10), „dass 
die EIB beim Ausschuss der Europäischen Bankenaufsichtsbehörde (CEBS) eine Stellungnahme zu 
dieser Kontrolleinrichtung einholt, in der genau dargelegt wird, wer diese Aufgabe bis zur Schaffung 
einer echten (….) Bankenaufsicht wahrnehmen könnte“. In der Aussprache erklärte der Präsident der 
EIB, Philippe Maystadt, dass die Europäische Zentralbank (EZB) diese Aufgabe wahrnehmen könnte, 
wobei Artikel 105 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft als Rechtsgrundlage 
heranzuziehen wäre. Dieser Artikel sieht jedoch vor, dass der Rat durch einstimmigen Beschluss auf 
Vorschlag der Kommission nach Anhörung der EZB und nach Zustimmung des Europäischen 
Parlaments der EZB „besondere Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute 
und sonstige Finanzinstitute mit Ausnahme von Versicherungsunternehmen übertragen (kann)1.

Kann die Kommission ihren Standpunkt zu dem Anliegen des Europäischen Parlaments, die EIB 
einer unabhängigen Kontrolleinrichtung zu unterstellen näher darlegen, und zwar  ergänzend zu den 
Ausführungen von Kommissionsmitglied Joaquin Almunia, der dies für eine relevante Frage hält, die 
unbedingt einer angemessenen Antwort bedarf? Wenn die Kommission, wie es scheint, diese 
Position teilt, wäre sie dann bereit, einen oder mehrere Vorschläge zur Übertragung dieser Aufgabe 
auf die EZB gemäß dem Verfahren des oben genannten Artikels 105 Absatz 6 EGV, sofern es in dem 
besonderen Fall anwendbar ist, zu unterbreiten?

Der Fragesteller setzt die Kommission davon in Kenntnis, dass er eine entsprechende Antwort an den 
Rat richtet, um zu erfahren, ob dieser bereit wäre, über einen derartigen Vorschlag zu entscheiden.  

1 ABl. C 325 vom 24.12.2002, S. 76.


